
 

 

bmf.gv.at 

Dipl.-Kfm. Eduard Müller, MBA 

Bundesminister für Finanzen 

 

Johannesgasse 5, 1010 Wien 

Herrn Präsidenten  

des Nationalrates 

Mag. Wolfgang Sobotka 

Parlament 

1017 Wien 

Geschäftszahl: BMF-310205/0181-GS/VB/2019  

Wien, 30. Dezember 2019 

Sehr geehrter Herr Präsident! 

 

Auf die schriftliche parlamentarische Anfrage Nr. 231/J vom 29. November 2019 der 

Abgeordneten Mag. Gerald Loacker, Kolleginnen und Kollegen beehre ich mich Folgendes 

mitzuteilen: 

 

Zu 1. bis 23.: 

Die Österreichische Post AG steht zu 52,85 % sowie die Telekom Austria AG zu 28,42 % im 

Eigentum der Österreichischen Beteiligungs AG (ÖBAG), welche ihrerseits im Alleineigentum 

der Republik Österreich (Bund) steht. Dem Bundesministerium für Finanzen wurde vom 

Gesetzgeber betreffend die ÖBAG neben in den in der Hauptversammlung der ÖBAG 

behandelten Fragen lediglich hinsichtlich jener Angelegenheiten eine Vollzugskompetenz 

zugesprochen, über welche gemäß § 6 Abs. 4 ÖIAG-Gesetz 2000, BGBl. I Nr. 24/2000, idgF 

BGBl. I Nr. 96/2018, zu berichten ist. 

Die vorliegenden Fragen betreffen somit keine in die Zuständigkeit des Bundesministeriums 

für Finanzen fallenden Gegenstände der Vollziehung, insbesondere auch keine 

Angelegenheiten der Verwaltung des Bundes als Träger von Privatrechten, und sind somit 

von dem in Art. 52 Abs. 2 B-VG in Verbindung mit § 90 GOG 1975 determinierten Fragerecht 

nicht erfasst. 
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Zu 24.: 

Gemäß § 82 Post-Betriebsverfassungsgesetz, BGBl. Nr. 326/1996, idgF BGBl. I Nr. 35/2017, ist 

mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes der Bundesminister für Arbeit und Soziales 

(nunmehr: Bundesministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz) 

betraut. Daher betrifft die Frage keinen in die Zuständigkeit des Bundesministeriums für 

Finanzen fallenden Gegenstand der Vollziehung, insbesondere auch keine Angelegenheiten 

der Verwaltung des Bundes als Träger von Privatrechten, und ist somit von dem in Art. 52 

Abs. 2 B-VG in Verbindung mit § 90 GOG 1975 determinierten Fragerecht nicht erfasst. 

 

 

Der Bundesminister: 

Dipl.-Kfm. Eduard Müller, MBA 

Elektronisch gefertigt 
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